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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Mai 1962 

6 — 60100 — 5479/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Gesetzes über die Sicher- 
stellung von Leistungen auf dem Gebiet der 
gewerblichen Wirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. Mai 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 421 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Verlängerung der Geltungsdauer 
des Gesetzes über die Sicherstellung von Leistungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 9 des Gesetzes über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 22. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 785) werden die Worte „30. Juni 1962" durch die 
Worte „31. Dezember 1962" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 
22. Dezember 1959 (BGBL I S. 785) tritt gemäß sei- 
nem § 9 mit Ablauf des 30. Juni 1962 außer Kraft. 
Die Bundesregierung bereitet seit längerer Zeit den 
Entwurf eines Gesetzes über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt- 
schaft sowie des Geld- und Kapitalverkehrs vor, 
durch das die Materie in umfassenderer Weise neu 
geregelt werden soll. Die ursprüngliche Absicht, 
diesen Gesetzentwurf so rechtzeitig einzubringen, 
daß er noch vor dem Außerkrafttreten der zur Zeit 
geltenden Regelung hätte verabschiedet werden 
können, hat sich infolge einiger in den letzten 
Monaten aufgetretener unvorhergesehener Schwie- 
rigkeiten leider nicht verwirklichen lassen. 

Infolgedessen erweist es sich als notwendig, die 
Geltungsdauer des Gesetzes vom 22. Dezember 1959 
kurzfristig zu verlängern. Es wäre nicht zu verant- 
worten, auf die nach diesem Gesetz bestehenden 
Möglichkeiten zur Behebung von Versorgungs- 
schwierigkeiten, die überraschend auftreten und 
sich der Bekämpfung mit marktgerechten Mitteln 


entziehen, auch nur zeitweilig zu verzichten. Es 
mag in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen 
werden, daß es anläßlich der kürzlichen Flutkata- 
strophe im norddeutschen Küstengebiet zunächst un- 
vermeidlich erschien, von der Ermächtigung des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1959 Gebrauch zu ma- 
chen; die bereits vorbereiteten Maßnahmen konnten 
schließlich nur deshalb unterbleiben, weil der lokale 
Charakter und die kurze Dauer der Katastrophe es 
gerade noch zuließen, ihrer Auswirkung mit ande- 
ren Mitteln Herr zu werden. 

Zu Artikel 1 

Der 31. Dezember 1962 wird als neuer Zeitpunkt 
des Außerkrafttretens der gegenwärtigen Regelung 
vorgeschlagen, weil damit zu rechnen ist, daß der 
eingangs erwähnte Entwurf eines neuen Gesetzes 
bis dahin verabschiedet werden kann. 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 entspricht Artikel 82 Abs. 2 Satz 1 GG. 
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